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Kleine Anfrage 

 

der Abgeordneten Robin Classen und Carsten Propp (AfD) 

 

Politisch motivierte Verfolgung konservativer Christen in Rheinland-Pfalz 

 

Weltweit werden mehr als 388 Millionen Christen religiös verfolgt (vgl. Weltverfol-

gungsindex 2026, Open Doors Deutschland e. V.). Eine besondere Errungenschaft der 

bundesrepublikanischen Verfassungsordnung ist die in Artikel 4, Abs. 1 und 2 Grund-

gesetz und Artikel 8 der Landesverfassung verankerte Religionsfreiheit, die zu einem 

friedlichen Miteinander unterschiedlicher christlicher Konfessionen auch in Rheinland-

Pfalz geführt hat. Der Wert dieser Errungenschaft zeigt sich insbesondere im System-

vergleich mit den Totalitarismen des 20. Jahrhunderts, die im Namen eines nationalen 

oder internationalen Sozialismus auch christliche Gemeinden verfolgt und bekämpft 

haben. Christenverfolgung setzt zumeist schleichend ein, weswegen bereits den An-

fängen gewehrt werden muss. Die Leipziger Freikirche Zeal Church musste ihr Café 

„Stay“ nach 26 Angriffen von Linksextremisten in rund drei Jahren schließen (vgl. 

https://ewtn.de/2026/06/26/nach-26-linksextremen-anschlaegen-freikirche-muss-

leipziger-cafe-stay-schliessen/).  

Am 2. Februar 2026 erfolgte ein brutaler Angriff von Linksextremisten auf eine Gebets-

aktion des katholischen Vereins "Deutsche Gesellschaft zum Schutz von Tradition, Fa-

milie und Privateigentum e. V. (TFP)" in Koblenz. Mit einer Kleinen Anfrage im Deut-

schen Bundestag hat die dortige Fraktion Bündnis 90/Die Grünen zudem versucht, 

einen Zusammenhang zwischen konservativen Christen und vermeintlichen Rechts-

extremisten herzustellen (vgl. https://dserver.bundestag.de/btd/21/061/2106166.pdf), 

womit - auch im Lichte der Antwort der Bundesregierung - die Frage im Raum steht, 
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inwiefern steuergeldfinanzierte staatliche Überwachung und Beeinflussung konserva-

tiver christlicher Zusammenschlüsse auch in Rheinland-Pfalz durch die Landesregie-

rung praktiziert oder angedacht sein könnte. 

Ich frage daher die Landesregierung: 

1. Inwiefern bewertet die Landesregierung freikirchlich-evangelikale oder traditiona-

listisch-katholische Glaubensgemeinschaften als Gefahr für die freiheitlich-demo-

kratische Grundordnung? 

2. Führt das Landesamt für Verfassungsschutz Personenzusammenschlüsse oder 

Einzelpersonen aus dem Bereich des Evangelikalismus, der so genannten  

„Christfluencer“ oder des traditionalistischen Katholizismus als Beobachtungsob-

jekte? 

3. Welche Erkenntnisse liegen der Landesregierung oder ihr nachgeordneten Lan-

desbehörden zum Überfall von Linksextremisten auf Aktivisten der katholischen 

Gruppierung „Deutsche Gesellschaft zum Schutz von Tradition, Familie und Privat-

eigentum e. V. (TFP)“ in Koblenz am 2. Februar 2026 vor? 

4. Welche Erkenntnisse liegen der Landesregierung zu Bestrebungen von  

Linksextremisten vor, konservative Christen in Rheinland-Pfalz als Feindbild zu kul-

tivieren? 

5. Wie viele strafrechtliche Ermittlungsverfahren sind der Landesregierung oder ihr 

nachgeordneten Landesbehörden bekannt, die seit 2020 gegen im Land ansässige 

christliche Prediger, Aktivisten, Influencer oder Organisationen wegen Tatvorwürfen 

nach § 130 StGB oder § 166 StGB oder wegen sonstiger extremistisch motivierter 

Straftaten eingeleitet wurden? 

6. Wie viele extremistisch motivierte Anschläge oder Straftaten hat es seit 2020 auf 

christliche Einrichtungen oder Kirchen in Rheinland-Pfalz gegeben und welchem 

extremistischen Hintergrund wurden diese zugeordnet? 
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7. Hat das Landesamt für Verfassungsschutz seit 2020 nachrichtendienstliche Mittel 

gegen christliche Kirchen, Gemeinschaften, vergleichbare christliche Zusammen-

schlüsse oder „christliche Influencer“ eingesetzt und wenn ja, in wie vielen Fällen? 

 

Robin Classen und Carsten Propp 


